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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 13 R 159/12 B 
 
L 10 R 3351/11 (LSG Baden-Württemberg) 
S 10 R 920/10 (SG Heilbronn) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………..,  
  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 15. März 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 15.3.2012 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf einen Verfahrensmangel und Divergenz. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 16.5.2012 genügt den 

gesetzlichen Anforderungen nicht, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht 

ordnungsgemäß dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

1. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel 

(vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die 

Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen 

materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Be-

einflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend ge-

machte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG). Das LSG habe ihn zu 

Unrecht nicht als besonders hoch qualifizierten Facharbeiter angesehen. Durch seine Fähigkeit, 

ein ganzes Fahrzeug lackieren zu können, habe er eine herausgehobene Stellung im Betrieb 

eingenommen. Das LSG wäre gehalten gewesen, hierzu die "übrigen Lackierergesellen der Fa. 

Rieg" als Zeugen zu hören. 

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung 

drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen 

Beweisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf einer 

angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei 

Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme von seinem 

Standpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte 
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gelangen können (zum Ganzen s BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 

§ 160 Nr 18 RdNr 8). 

 

Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat nicht auf-

gezeigt, dass er einen entsprechenden (prozessordnungsgemäßen) Beweisantrag gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG gestellt und bis zuletzt vor dem Berufungsgericht 

aufrechterhalten habe. Denn ein - wie hier - in der Berufungsinstanz anwaltlich vertretener 

Beteiligter kann nur dann mit der Rüge des Übergehens eines Beweisantrags gehört werden, 

wenn er diesen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch entsprechenden Hinweis 

zu Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweisantrag in seinem Urteil wiedergibt 

(stRspr, vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Wird ein Rechtsstreit ohne 

mündliche Verhandlung entschieden, tritt an die Stelle des Schlusses der mündlichen 

Verhandlung der Zeitpunkt der Zustimmung zu einer Entscheidung ohne mündliche 

Verhandlung gemäß § 124 Abs 2 SGG (BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4 f). Der Kläger hat 

aber nicht vorgetragen, einen entsprechenden prozessordnungsmäßen Beweisantrag bis zu 

einem dieser Zeitpunkte aufrechterhalten zu haben. Nur dann aber hätte nach Sinn und Zweck 

des § 160 Abs 2 Nr 3 letzter Teils SGG der Beweisantrag die Warnfunktion dahingehend erfüllt, 

dass er die Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht. 

 

2. Ebenso wenig hat der Kläger eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr  2 SGG dargetan. Zur 

formgerechten Bezeichnung einer Rechtsprechungsabweichung ist es gemäß § 160a Abs 2 S 3 

iVm § 160 Abs 2 Nr 2 SGG erforderlich, in der Beschwerdebegründung entscheidungstragende 

Rechtssätze aus dem Berufungsurteil sowie aus einer höchstrichterlichen Entscheidung einan-

der gegenüberzustellen; zudem ist näher zu begründen, weshalb diese nicht miteinander 

vereinbar sind und inwiefern die Entscheidung des LSG auf der Abweichung beruht (stRspr, vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 10 RdNr 4; Nr 13 RdNr 17). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger benennt 

zwar zwei Entscheidungen des BSG vom 3.7.2002 (B 5 RJ 18/01 R) und 10.12.2003 (B 5 RJ 

24/03 R). Er versäumt es aber, einander widersprechende, abstrakte Rechtssätze in den in Be-

zug genommenen BSG-Entscheidungen und in dem angefochtenen Urteil des LSG 

aufzuzeigen. Denn eine Abweichung liegt nicht schon dann vor, wenn das LSG im 

entschiedenen Einzelfall nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern 

erst, wenn das Berufungsgericht diesen Kriterien widersprochen, also andere rechtliche 

Maßstäbe entwickelt hat. Dies hat der Kläger aber nicht ansatzweise dargetan. 

 

3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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